
Stadt Mendig 
Verbandsgemeinde Mendig 

 

 

 

 

 

Aufstellung des Bebauungsplans 

„Martinsheim/Ernteweg“ 

 

 

 

 

Würdigung der Stellungnahmen 

aus dem Verfahrensschritt gemäß 

§ 3 (1) BauGB 
 

 

 

September 2018 
 

 

 

 

 

Bearbeitet im Auftrag der  

Eheleute Neitzert und Dr. Kalscheuer 

 

 



Seite 2, Aufstellung des Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ Stadt Mendig, 

Würdigung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem Verfahrensschritt 

gemäß § 3 (1) BauGB, September 2018 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Ammel, 

sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder des Stadtrates,  

 

insgesamt sind 43 Schreiben aus dem Verfahren gemäß § 3 (1) BauGB eingegangen. Sie 

sind durch den Stadtrat zu bewerten, abzuwägen und im weiteren Verfahren zu beachten.  

 

Die Stellungnahmen werden zunächst abgebildet, danach erfolgt die Abwägung mit einer 

kurzen Zusammenfassung und diese mündet, falls erforderlich, in einen Beschlussvor-

schlag. 

 

Aus Datenschutzgründen werden die Stellungnahmen anonym wiedergegeben. 

 

 

Erarbeitet: Stadt-Land-plus 

Büro für Städtebau und Umweltplanung 

 

 

 

i.A. Kai Schad    Thomas Zellmer/ag 

B.A. Landschaftsarchitektur   Dipl.-Geograf 

Boppard-Buchholz, September 2018 

 

 

 

Anlagen:  

Artenschutzrechtliche Vorprüfung  

Verkehrsabschätzung Bebauungsplan „Martinsheim/Ernteweg“ 

Verkehrsabschätzung Bebauungsplan „Verlängerung Eichenweg“  
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Stellungnahme 1. 

 

Es wird wie folgt Stellung genommen: 

 

 
 

Abwägung: 

Gemäß § 1 (7) BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und pri-

vaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 

 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 (1) BauGB sind 41 Stellungnahmen aus 

der Öffentlichkeit eingegangen. Sie werden in dem hier vorliegenden Dokument „gewür-

digt“, d.h. sie werden zunächst wiedergegeben (hier: in Kopie eingefügt), anschließend 

erfolgt eine Bewertung und schließlich wird - wo erforderlich - ein Beschluss zum Umgang 

mit den Einwendungen gefasst. Dies ist der formale Schritt der Abwägung. 

 

Zum Inhalt: 

Eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit bei einem Bebauungsplan bedingt, dass die 

Planungen oftmals nicht hinreichend (mit Untersuchungen im Detail) fundiert und gefestigt 

sind. Die der Öffentlichkeit bereitgestellten Unterlagen beschränken sich daher meist auf 

wenige Informationen. 

 

In Folge fällt es der Öffentlichkeit in diesem Stadium schwer, gezielt Einwendungen zu 

formulieren. Vielmehr müssen Befürchtungen geäußert und worst-case-Szenarien ange-

nommen werden.  

 

Mit Beginn des Verfahrens bestanden für das geplante Vorhaben erste Überlegungen im 

Rahmen einer Machbarkeitsstudie. Seither haben sich die Planungen konkretisiert. Unter 

anderem aufgrund der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit, u.a. gegen den Eingriff in 

den Wald, den befürchteten Verkehr, die befürchtete Verschärfung des Hochwassers etc., 

wurden die Planungen konkretisiert, dabei reduziert und z.T. auch den Einwendungen der 

Öffentlichkeit folgend angepasst. Insofern tragen die aktuellen Planungen den Bedenken 

in Teilen Rechnung.  

 

Die Abwägung im Detail erfolgt im weiteren Verlauf dieses Dokuments. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Das Vorhaben sieht die Schaffung von Wohnbauflächen in einem derzeitigen Waldbereich 

vor. Die Planung wurde seit der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 (1) BauGB auch auf-

grund der zahlreichen Einwendungen aus der Bürgerschaft geändert. Das ursprüngliche 

Vorhaben, den Wald hinter dem ehemaligen Martinsheim zu bebauen, wurde aufgegeben. 

Stattdessen ist nun vorgesehen, die ehemals als optionale Erweiterung vorgesehene Flä-

che östlich des Martinsheims in Anspruch zu nehmen.  

 

Die hier im Wesentlichen betroffenen Waldbereiche (Douglasienbestand) weisen im Ver-

gleich zum ursprünglich geplanten Wald hinter dem ehemaligen Martinsheim keinen be-

sonderen ökologischen Wert auf. Lediglich im Bereich unmittelbar östlich des ehemaligen 

Martinsheims sind einzelne Laubbäume von der Planung betroffen. 

 

Insgesamt ist die dauerhafte Umnutzung von Wald in Wohnbauflächen im Umfang von 

etwa 0,95 ha vorgesehen. Für die Rodung hier ist an anderer Stelle die Aufforstung von 

landwirtschaftlichen Flächen vorgesehen, sodass die Waldfläche in der Summe nicht ver-

ringert wird. Es wird angestrebt, heimische und an den Klimawandel angepasste Baumar-

ten zu pflanzen. Indirekt erfolgt so auch ein Umbau hin zu einer nachhaltigen Waldwirt-

schaft.  

 

Es wurde eine Artenschutzrechtliche Vorprüfung erstellt (siehe Anlage 1), in deren Rah-

men auch die vorhandenen Biotoptypen erfasst und das Konfliktpotenzial bewertet wur-

den.  
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Fast der gesamte östliche Hangbereich des Plangebietes wird von noch jungen Douglasien 

(Stangenholz bis geringes Baumholz) eingenommen. Der Unterwuchs wird von Stickstoff-

zeigern (Schwarzer Holunder, Brombeeren) auf dem anwachsenden Rohhumusboden do-

miniert, stellt sich aber - verglichen mit den umliegenden Waldbereichen -wenig entwickelt 

dar. Der zur Rodung vorgesehene Waldbereich stellt damit die ökologisch geringwertigste 

Waldfläche der Umgebung dar. Darüber hinaus sollen als Wald verbleibende Flächen zum 

nächsten Verfahrensschritt anstatt der zu entfernenden Douglasien mit standortgeeigne-

ten, heimischen Laubgehölzen aufgeforstet werden, was auch eine zusätzliche Stabilisie-

rung der Hanglage zur Folge hätte. 

 

Der Waldbereich befindet sich im Besitz des Vorhabenträgers und grenzt unmittelbar an 

seinem Privathaus an. Ziel der Planung ist die Schaffung eines kleinen Wohngebietes von 

Gleichgesinnten. Hierzu ist die Örtlichkeit unmittelbar am Wohnort des Initiators geeignet, 

zumal das derzeitige Wohnhaus (ehemalige Martinsheim) im Konzept des Vorhabenträgers 

mittelfristig eine zentrale Funktion als Treffpunkt und zur Versorgung und Dienstleistung 

erhalten soll.  

 

Die bisherige Waldnutzung steht der geplanten Nutzung nicht grundsätzlich entgegen. Da 

es sich um einen waldarmen Naturraum handelt, wird der Verlust von Wald im Plangebiet 

durch Aufforstung an anderer Stelle ausgeglichen. Die Aufforstungsfläche wird voraus-

sichtlich wie das Plangebiet selbst im Einzugsbereich des Kellbachs liegen. 
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Beschlussvorschlag 1: 

Die geplante Umwandlung des durch die Planung betroffenen Waldes ist begründet. Durch 

die Planung wird ein Eingriff in Boden, Natur und Landschaft ermöglicht, dieser ist jedoch 

vertretbar. Es bleibt bei der geplanten Abgrenzung.  

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 
 

Abwägung: 

Bis zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit war vorgesehen, das Planverfahren nach 

§ 13a BauGB (§ 13a Bebauungspläne der Innenentwicklung) durchzuführen, welches, wie 

korrekt beschrieben, ein beschleunigtes Verfahren darstellt. Dieses beinhaltet gegenüber 

einem Bebauungsplanverfahren gemäß § 2ff. BauGB ein geringeres Maß an Prüfungs-

schritten und Abstimmung.  

 

Unter anderem aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen hat die Verwaltung den 

Sachverhalt hinsichtlich der Verfahrensart nochmals eingehend geprüft und ist, auch nach 

Rücksprache mit der zuständigen Aufsichtsbehörde, zu dem Ergebnis gelangt, dass der 

Planbereich dem Außenbereich zuzuordnen ist und hat dem Planungsträger daher einen 

Wechsel in das Verfahren nach § 13b BauGB empfohlen. 

 

Das Planverfahren wird in Folge nach §13b BauGB (Einbeziehung von Außenbereichsflä-

chen in das beschleunigte Verfahren) durchgeführt. Demnach ist das beschleunigte Ver-

fahren unter gewissen Umständen auch bei Planungen im Außenbereich zulässig. Die Be-

dingungen hierzu sind im §13b BauGB beschrieben: 

 weniger als 10.000 m² Grundfläche von Bebauungsplänen im räumlichen und zeit-

lichen Zusammenhang, 

 Wohnnutzung, 

 Zusammenhang zu bebauten Ortsteilen. 

 

Es wird im § 13b außerdem auf den § 13a BauGB verwiesen. Dort sind weitere Bedin-

gungen zur Durchführung im beschleunigten Verfahren aufgelistet: 

 keine Vorhaben welche eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern, 

 Hinweise auf eine Beeinträchtigung der Schutzgüter wie beschrieben in § 1 (6) Nr. 

7b („Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne 

des Bundesnaturschutzgesetzes“), 
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 Vorhaben mit Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von 

schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 BImSchG (raumbedeutsame Planungen mit 

potenziell schädlichen Umwelteinwirkungen auf ausschließlich oder überwiegend 

dem Wohnen dienende Gebiete). 

 

Die Grundfläche von weniger als 10.000 m² wird von den beiden Bebauungsplänen „Mar-

tinsheim/Ernteweg“ und „Verlängerung Eichenweg“ gemeinsam eingehalten. Geplant ist 

eine Wohnnutzung im unmittelbaren Anschluss an bestehende Wohngebiete.  

 

Die Ausweisung von Wohngebieten bzw. die Errichtung von Wohngebäuden stellt kein 

prüfpflichtiges Vorhaben nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz dar. Die vorge-

sehenen Rodungen unterschreiten die Prüfgrenze (< 10.000 m²).  

 

Das Plangebiet liegt weit außerhalb von Natura 2000-Gebieten, negative Auswirkungen 

auf diese sind entsprechend nicht zu erwarten. Die Ausweisung eines Wohngebietes stellt 

kein Vorhaben im Sinne des § 50 Satz 1 BImSchG dar, ein allgemeines Wohngebiet stellt 

keine auch nur potenzielle Gefährdung eines anderen Wohngebietes dar. 

 

Die Bedingungen für ein beschleunigtes Verfahren nach § 13b BauGB werden im vorlie-

genden Bebauungsplan „Martinsheim/Ernteweg“ eingehalten. 

 

Eine Umweltprüfung ist auch im Verfahren gemäß § 13b BauGB angesichts der Auflagen 

(u.a. beschränkte Größe des Gebiets bzw. der beiden Baugebiete zusammen, Rodung we-

niger als 1 ha, kein Erfordernis einer FFH-Verträglichkeitsprüfung) nicht vorgesehen. Damit 

entfällt keineswegs die Berücksichtigung der Umweltbelange. Diese sind integraler Be-

standteil der Begründung des Bebauungsplans und werden dort ausgeführt. 

 

Beschlussvorschlag 2:  

Das Verfahren wird gewechselt und anstelle gem. § 13a BauGB zukünftig gem. § 13b 

BauGB durchgeführt.  

 

Die Umweltbelange werden im Verfahren gemäß § 13b berücksichtigt, eine formale Um-

weltprüfung ist nicht erforderlich und wird nicht durchgeführt. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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Abwägung: 

In der jüngeren Vergangenheit sind bei Starkregenereignissen Probleme in den Kellern 

mancher Häuser im Ernteweg entstanden. Die Häuser sind an den Mischwasserkanal im 

Ernteweg angeschlossen, der sowohl Regenwasser als auch Schmutzwasser aufnimmt.  

 

Der Bebauungsplan „Martinsheim/Ernteweg“ sieht eine Trennung von Schmutzwasser und 

Regenwasser vor. Es ist geplant, das Schmutzwasser auf Höhe der Einfahrt zum Baugebiet 

(Ernteweg 98) an den Mischwasserkanal anzuschließen. Die dabei eingeleitete Menge 

dürfte insgesamt eher gering sein – gerade im Vergleich mit Regenwasser, das von ver-

siegelten Flächen der Straße und der Häuser des Erntewegs in den Kanal geleitet wird.  

 

Bei Starkregen nimmt das Schmutzwasser im Vergleich zum anfallenden Regenwasser 

insgesamt nur einen geringen Anteil an. Hier dürfte der Faktor im Bereich 1:50 bis 1:70 

liegen. Das Schmutzwasser des geplanten Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ trägt 

somit bei Starkregen nur zu einem sehr geringen Teil zur Situation des Mischwasserkanals 

im Ernteweg bei.  

 

Das Baugebiet verändert das Abflussverhalten bei Starkregen. Oberflächenwasser des 

Baugebiets und des weiteren Einzugsgebiets wird zukünftig nicht mehr unkontrolliert 

hangabwärts (in Richtung Ernteweg und Kellbach) fließen. Die Entwässerungsplanung für 

das Baugebiet sieht vor, das oberflächlich anfallende Wasser (Regen- und Außenbereichs-

wasser) in Gräben und Kanälen im Baugebiet aufzufangen, der Rückhaltung und Versicke-

rung zuzuführen und lediglich in stark gedrosselter Menge in den Mischwasserkanal im 

Ernteweg einzuleiten.  

 

Das Regenrückhaltebecken wird für 10-jährliche Niederschlagsereignisse dimensioniert. 

Für alle Niederschlagsereignisse der Jährlichkeit n=1 sowie kurze Starkregenereignisse 

höherer Wiederkehrhäufigkeiten funktioniert das Becken als reines Versickerungsbecken.  

 

Bei Regenereignissen darüber hinaus wird zusätzlicher Retentionsraum aktiviert, welcher 

jedoch über eine Drossel mit einer begrenzten Drosselwassermenge entleert wird. Dieser 

Drosselablauf wird dem Mischwasserkanal im Ernteweg zugeführt. Nach Einschätzung 

des Gutachters ist die Einleitung einer geringen zusätzlichen Wassermenge in den Misch-

wasserkanal vertretbar. Die hydraulische Zusatzbelastung des bestehenden Abwassersys-

tems ist dermaßen geringfügig, dass sich eine eventuell erhöhte Überstauhäufigkeit durch 

diese geringe Zusatzbelastung nicht nachweisen und rechnerisch nicht abbilden lässt. Zu-

dem werden die starken Kurzzeitregen im Bereich des Versickerungsvolumens zwischen-

gespeichert und führen zu keinem Drosselablauf. 

 

Zudem wird durch die oben genannten Grabensysteme, welche das Außengebietswasser 

abfangen und ableiten, der MW-Kanal hydraulisch entlastet. Insofern kommt es bei Einlei-

tung dieser Abflussmenge als Drosselabfluss aus dem RRB des Planungsgebiets in den 

bestehenden MW-Kanal zu keiner nennenswerten zusätzlichen hydraulischen Belastung, 

da die direkte unmittelbare Beaufschlagung durch das Außengebietswasser entfällt.  
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Bezüglich der Hochwasserproblematik am Kellbach erstellt die Verbandsgemeinde Mendig 

derzeit ein örtliches Hochwasservorsorgekonzept. Dazu haben u.a. mehrere Termine zur 

Begehung und Erfassung der örtlichen Herausforderungen sowie zwei öffentliche Ver-

sammlungen stattgefunden. Das örtliche Hochwasservorsorgekonzept hat u.a. zum Ziel, 

durch Renaturierung und Wasserrückhaltung die durch die in den vergangenen Jahren 

aufgetretenen Hochwasserspitzen des Kellbachs aufgetretenen Auswirkungen zu verrin-

gern und gleichzeitig Vorsorge für einen hindernisfreien Abfluss von Wassermassen aus 

dem Stadtgebiet zu treffen. 

 

Im Rahmen der öffentlichen Veranstaltungen zum Hochwasservorsorgekonzept wurde 

deutlich, dass selten auftretende Hochwasserereignisse nach Extremniederschlägen so 

große Wassermengen in die Ortslage bringen können, dass auch ein größerer Mischwas-

serkanal sie nicht mehr aufzunehmen vermag. Eine Vergrößerung des Kanals für die Auf-

nahme großer Wassermengen wurde auf konkrete Nachfrage als nicht zielführend zum 

Schutz gegen Extremniederschläge (und als wirtschaftlich nicht vertretbar) bezeichnet. 

Vielmehr sei ein oberflächlicher Abfluss einzuplanen. Wirksame Maßnahmen seien hier 

auch im individuellen Schutz von Gebäuden z.B. durch „Rückschlagklappen“ oder die Si-

cherung z.B. von Kellerschächten vor Oberflächenwasser zu sehen. 

 

Hinweis: 

Im Zuge der Planung der beiden Bebauungspläne „Martinsheim/Ernteweg“ und „Verlänge-

rung Eichenweg“ wurde eine Berechnung der Kanalkapazität des Mischwasserkanals vom 

Ernteweg bis zum „Zubringer“ (B 262) durchgeführt. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass 

der Kanal im Ernteweg ausreichend dimensioniert ist, im weiteren Verlauf (Teichweise, 

Schulstraße) jedoch ein Engpass besteht. Hier ist der bestehende Mischwasserkanal be-

reits heute (ohne neue Baugebiete) überlastet. Dieser hydraulische Engpass im Bestand 

ist daher im Rahmen der wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren zu berücksichtigen. 

Mit dieser Situation hat sich der Werkausschuss der Verbandsgemeinde bereits befasst. 
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Beschlussvorschlag 3:  

Die Entwässerungsplanung zum Baugebiet sieht vor, dass das Oberflächenwasser 

zukünftig kontrolliert bewirtschaftet wird. Es wird aufgefangen und der Rückhal-

tung bzw. Versickerung sowie teilweise einer gedrosselten Einleitung in den Misch-

wasserkanal zugeführt. Die zusätzliche Wassermenge führt nicht zu einer erhebli-

chen Mehrbelastung des Mischwasserkanals im Ernteweg. Die Entwässerungspla-

nung zum Baugebiet berücksichtigt dabei alle einschlägigen Regelwerke. Ein zu-

sätzlicher schädlicher Einfluss durch das Projektgebiet ist auszuschließen und im 

Rahmen der wasserrechtlichen Genehmigung nachzuweisen.  

 

Der Bebauungsplan „Martinsheim/Ernteweg“ hat auch hinsichtlich der Einleitung 

von Schmutz- und Regenwasser vertretbare Auswirkungen auf die Situation der 

Anlieger. An der Planung wird festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 
 

Abwägung: 

Hangrutschungen entstehen oft in Zusammenhang mit aufgeweichten Böden. Die Planun-

gen sehen nun eine Bebauung des Bereichs nördlich des Erntewegs vor. Zwischen der 

bestehenden Bebauung und dem geplanten Baugebiet verbleibt ein Waldstreifen, der zum 

einen der Hangsicherung dient, zum anderen als Immissions- und Sichtschutz zu den An-

liegern nördlich des Erntewegs.  

 

Entsprechend der Planung soll das oberflächlich ablaufende Wasser, auch das Außenbe-

reichswasser in Gräben und Kanälen im Baugebiet aufgefangen und der Rückhaltung zu-

geführt werden. Damit wird sichergestellt, dass - im Gegensatz zur derzeitigen Situation 

– zukünftig kein Oberflächenabfluss aus dem Wald (zukünftig Baugebiet) nach Süden in 

Richtung Ernteweg mehr stattfindet. Damit ist auch die Gefahr von Hangrutschungen ge-

mindert. 

 

Eine geotechnische Untersuchung könnte jedoch zusätzliche Sicherheit bringen sowohl 

hinsichtlich befürchteter Hangbewegungen und soll beauftragt werden. 
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Beschlussvorschlag 4:  

Da nicht vollständig auszuschließen ist, dass die o.g. Maßnahmen zur Verhinderung von 

Erosion und Hangrutschungen nicht ausreichen, wird die Anregung aufgegriffen. Vor Bau-

beginn muss mittels einer geotechnischen Untersuchung nachgewiesen werden, dass die 

Stabilität des Baugrunds dauerhaft gegeben ist.  

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Planung des Baugebiets „Martinsheim/Ernteweg“ sieht im Südwesten eine Anbindung 

an den westlichen Ernteweg vor. Zusätzlich erfolgt im Osten eine Anbindung an das neue 

Baugebiet „Verlängerung Eichenweg“.  

Die Planung sieht weiterhin die Errichtung einer temporären Baustraße zwischen Plange-

biet und L 120 vor. Gleichzeitig wird so das östlich gelegene Gebiet des Bebauungsplans 

„Verlängerung Eichenweg“ erschlossen. Der Landesbetrieb Mobilität hat mit Schreiben 

vom 01.03.2018 mitgeteilt, dass keine Bedenken gegen die Herstellung der Baustraße 

bestehen. 

 

Baubedingter Verkehr, insbesondere Schwerlastverkehr wird damit um die bestehenden 

Wohngebietsbereiche gelenkt, eine besondere Beeinträchtigung der Straßen „Ernteweg“ 

sowie „Alter Beller Weg“, „Am Sonnenhang“ und „Eichenweg“ wird vermieden. Damit 

wird die häufig geäußerte Anregung aufgegriffen, die bestehenden Straßen nicht mit Bau-

verkehr zu belasten. 

 

Die konkretisierte Planung des Baugebiets „Martinsheim/Ernteweg“ sieht die Errichtung 

von bis zu 19 Einfamilienhäusern vor. Daraus lässt sich unter den Annahmen, dass a) 

max. 63 Bewohner hinzukommen, b) es sich überwiegend um Senioren handelt (keine 

Erwerbstätigkeit) und c) der ÖPNV keine Rolle spielt, ein Verkehrsaufkommen von bis zu 

185 Fahrten täglich abschätzen (vgl. Anlage 2).  

 

Die Planung des Baugebiets „Verlängerung Eichenweg“ sieht die Errichtung von bis zu 27 

Einfamilienhäusern vor. Daraus lässt sich unter den Annahmen, dass dadurch a) max. 93 

Bewohner hinzukommen, b) 4,0 Fahrten pro Bewohner anfallen und c) der ÖPNV keine 

Rolle spielt, ein Verkehrsaufkommen von bis zu 401 Fahrten täglich abschätzen (vgl. An-

lage 3). 
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Die Summe von zusammen 586 Fahrten bedeutet, dass pro Haus 12,7 Fahrten täglich 

unternommen werden. Den Schätzungen liegen jeweils die „schlechteren“ Werte zu-

grunde, so dass das tatsächliche Verkehrsaufkommen darunter liegen dürfte. 

 

Die Straßen „Am Sonnenhang“ und „Eichenweg“ und „Alter Beller Weg“ sind in weiten 

Teilen ohne Bürgersteige gebaut. Unterschiedliche Verkehre, also Fuß-, Rad- und motori-

sierter Verkehr, teilen sich den Straßenraum. Dies erfordert erhöhte Rücksichtnahme von 

allen Verkehrsteilnehmern. Die zulässige Höchstgeschwindigkeit beträgt 30 km/h. Bei Be-

darf muss langsamer gefahren werden.  

 

Planung und Ausbau der bestehenden Straßen „Am Sonnenhang“ und „Eichenweg“ er-

folgten bereits mit der Option der Verlängerung bzw. der Erweiterung des Baugebiets. Das 

entstehende zusätzliche Verkehrsaufkommen sowohl aus dem Bebauungsplan „Martins-

heim/Ernteweg“ als auch aus dem gleichzeitig entwickelten Bebauungsplan „Verlängerung 

Eichenweg“ kann unter Berücksichtigung des Ausbaugrades des „Erntewegs“, des „Ei-

chenwegs“ und der Straße „Am Sonnenhang“ von der bestehenden Verkehrsinfrastruktur 

aufgenommen werden. Aufgrund der Ausweisung als Wohngebiet entsteht in den angren-

zenden Wohnlagen keine atypische Verkehrsbelastung.  

 

Die Errichtung der geforderten dauerhaften Anbindung des Plangebietes über die rund 350 

m entfernte L 120 ist aus ökologischen, landwirtschaftlichen und wirtschaftlichen Grün-

den zurückzuweisen. Der Bau einer dauerhaften neuen Straße zur Vermeidung einer ins-

gesamt als vertretbar einzuschätzenden zusätzlichen Belastung von bisher nicht übermä-

ßig belasteten Wohnlagen ist nicht vertretbar. 

 

Beschlussvorschlag 5:  

Für die Bauphase ist eine für den Schwerlastverkehr geeignete temporäre Zuwegung mit 

direkter Anbindung unmittelbar an die L 120 einzurichten. Der Bau einer dauerhaften 

neuen Zuwegung zum geplanten Wohngebiet wird zurückgewiesen. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 
Abwägung: 

Ein Ausbau der inneren Erschließung (Straßen, Kanäle) des Bebauungsplangebietes wird 

über den Vorhabenträger erfolgen, der langfristige Unterhalt durch die zukünftigen Be-

wohner des Baugebiets gewährleistet. Die Stadt Mendig baut hier keine Infrastruktur und 
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nimmt sie auch nicht nachträglich in ihren Besitz. Für die Stadt Mendig entstehen somit 

keine Kosten. 

 

Bzgl. der Entwässerung in den Mischwasserkanal im Ernteweg wird auf die Ausführungen 

unter Nr. 4 oben verwiesen. Demnach ergibt sich durch den geplanten Bebauungsplan 

„Martinsheim/Ernteweg“ kein zusätzlicher Bedarf einer Kanalerweiterung/eines Kanalneu-

baus. 

 

Bzgl. des Verkehrs wird auf die Ausführungen unter 6 oben verwiesen. Der zusätzliche 

Verkehr aus dem geplanten Bebauungsplan kann demnach durch die bestehenden Straßen 

aufgenommen werden. Demnach ergibt sich durch den geplanten Bebauungsplan „Mar-

tinsheim/Ernteweg“ kein Bedarf eines Ausbaus der Zufahrtsstraßen. 

 

Bei einer eventuellen Sanierung der bestehenden Infrastruktur werden alle Anlieger ent-

sprechend der gesetzlichen Grundlage und dem in Mendig geltenden Beitragsverfahren 

beteiligt.  

 

Beschlussvorschlag 6:  

Durch den geplanten Bebauungsplan „Martinsheim/Ernteweg“ ergibt sich kein zusätzlicher 

Bedarf, die bestehende Infrastruktur anzupassen. Kosten für Sanierungen von Infrastruk-

tur werden entsprechend der üblichen Praxis abgerechnet. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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8. Weiteres 

 

 

 
 

Abwägung: 

Der Vorhabenträger hat vor Aufstellungsbeschluss des Verfahrens seine Planungen im 

Bau-Ausschuss des Stadtrats vorgestellt. Das Vorhaben zielt auf die einzige im demogra-

fischen Wandel wachsende Altersgruppe, die der über 65-Jährigen. Sie wird entsprechend 

der Prognosen nicht nur relativ im Vergleich zu den Jüngeren, sondern auch in absoluten 

Zahlen zunehmen. Es werden also mehr ältere Menschen (auch) in Mendig leben. 
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Genaue Erhebungen zur baulichen Ausgestaltung privater Wohngebäude gibt es nicht, 

aber es ist zu vermuten, dass viele bestehende Gebäude nicht barrierefrei oder barrierearm 

sind. Auch dürften viele Häuser in den Wohngebieten hinsichtlich der Wohnfläche und der 

Größe der Grünflächen/Gärten nicht den Wohnbedürfnissen der Zielgruppe entsprechen. 

 

Hier setzt das geplante Vorhaben mit dem Bau von seniorengerechtem Wohnraum an. 

Insofern ist das hier skizzierte Vorhaben geeignet, die vielfältigen Angebote unterschied-

licher Wohnformen in Mendig zu ergänzen. Nach derzeitigem Kenntnisstand gibt es im 

größeren Umkreis bisher kein vergleichbares Vorhaben. 

 

Das Konzept zur Entwicklung des Bereichs „Martinsheim/Ernteweg“ sieht explizit kein 

Seniorenwohnheim oder eine Wohn- und Pflegegemeinschaft vor. Eine Pflegeimmobilie 

oder Pflegestation ist nicht vorgesehen. Ziel ist es, dass jeder so lange wie möglich im 

eigenen Haus wohnen können soll.  

 

Das Vorhaben unterscheidet sich insofern von klassischen Seniorenwohnprojekten. Eine 

Konzentration auf Senioren im Sinne eines Ausschlusses von Familien mit Kindern oder 

von Singles ist jedoch nicht vorgesehen. 

 

Die Lage des Plangebietes wurde seit der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 (1) BauGB 

angepasst und auch die Straßenplanung weiterentwickelt. Sie trägt den Bedenken bezüg-

lich Ausweichbuchten und einer freien Zugänglichkeit der Häuser für Rettungspersonal 

Rechenschaft. Die überwiegende Zahl der Häuser liegt an einem weitgehend normal ge-

neigten Straßenbereich und in Hangbereichen mit vergleichsweise geringem Quergefälle.  

 

Die Entwicklung altersgerechter Wohnformen ist in diesen Bereichen möglich – wenn auch 

nicht optimal. 

 

Das Vorhaben ist auch aus Gründen der Verfügbarkeit der Flächen nicht ohne weiteres an 

anderer Stelle in Mendig durchzuführen. Vergleichbare Flächen mit fußläufiger Anbindung 

an Versorgungseinrichtungen, Ärzte, Apotheken, etc. sind nicht verfügbar.  

 

Aufgrund der fortgesetzten Motorisierung bis ins hohe Alter ist die Kritik an der Wohnlage 

im bewegten Gelände in Randlage der Stadt Mendig nicht zutreffend. Ausgehend von 

einer attraktiven Wohnlage ist von gut situierten Bewohnern auszugehen, welche in der 

Lage sein werden, ihre Bewegungsfähigkeit selbst, über andere Bewohner oder mit Hilfe 

Dritter zu gewährleisten. Überdies erfolgen Lieferungen verschiedenster Waren heute auf 

einfache Weise bis ins Haus. Eine altersgerechte Ausgestaltung der Bebauung ist vorge-

sehen. 

 

Die Stadt Mendig weist als Grundzentrum zahlreiche Arztpraxen auf, die medizinische 

Versorgung ist entsprechend relativ gut, wenn auch abnehmend. Das nächste Kranken-

haus befindet sich in Mayen in ca. 11 km Entfernung oder 15 Minuten Fahrt und ist 

erreichbar über die B 262. 

 

Es kann festgehalten werden, dass das Gebiet für das skizzierte Vorhaben grundsätzlich 

geeignet ist. 
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Die wirtschaftliche Bewertung der Eignung des Gebiets kann dem Vorhabenträger über-

lassen werden, der das finanzielle Risiko trägt. Der Ansatz des Vorhabenträgers, barriere-

freie Wohnungen für Senioren in einer Umgebung von Gleichgesinnten zu entwickeln, wird 

als grundsätzlich attraktiv eingeschätzt, eine Nachfrage dürfte vorhanden sein. 

 

Positiv bewertet wird das Angebot, fachliche Expertise in die Planung einzubringen. Der 

Stadtrat wird bei Bedarf auf das Angebot zurückkommen. 

 

Beschlussvorschlag 7:  

Die Hinweise zur Eignung der Plangebietslage und medizinischen Versorgung wurden be-

rücksichtigt, die Planung entsprechend überarbeitet. Die unterstellte fehlende Eignung des 

Gebietes für altersgerechtes Wohnen wird nicht geteilt. An der Planung wird festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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Stellungnahme 2. 

 

Es wird wie folgt Stellung genommen: 

 

 
 

Abwägung: 

Zur Rodung des Waldes und den Eingriff in den Naturhaushalt siehe unter 1., Ziffer 2. Die 

Überplanung der wertvollen Waldbestände wurde aufgegeben zugunsten der Inanspruch-

nahme des weniger wertvollen Douglasienwaldes. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Schützenswerte Naturlandschaft/Traumpfad 

Der Parkplatz am Ende des Erntewegs ist einer von 4 empfohlenen Einstiegspunkten. Den 

eigentlichen Traumpfad erreicht man nach ca. 750 m Fußweg nordwestlich am Erlenborn. 

Der Parkplatz markiert einen Wechselpunkt in der Landschaft. Östlich befindet sich das 

durch die Wohnbebauung geprägte weite Tal des Kellbachs. Am oberen Ende des Ernte-

wegs nimmt die Bebauung ab und offenes Gelände südlich des Erntewegs und Wald- und 

Wohnnutzung nördlich davon bestimmen den Eindruck. Ab dem Parkplatz geht die Land-

schaft in ein engeres Tal über, das zunächst stärker von Wald geprägt ist. Einzige Bebau-

ung in diesem naturnahen Bereich ist die historische Erlenmühle. Ca. 200 m dahinter be-

ginnt das Naturschutzgebiet, welches gleichzeitig Naherholungsgebiet ist.  
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Das Bebauungsplangebiet befindet sich im von Wohnbebauung geprägten, weiten Tal des 

Kellbachs und ist von dem anschließenden Naherholungsbereich bzw. vom Traumpfad 

räumlich getrennt und nicht mehr wahrzunehmen. Das Gebiet ist auch nicht selbst Teil 

einer Erholungslandschaft. Es führen keine Wander- oder Spazierwege hindurch. 

 

Durch das Vorhaben ist weder eine besonders wertvolle Naturlandschaft betroffen noch 

das Erlebnis des Traumpfads oder des Naturraums wesentlich eingeschränkt.  

 

Beschlussvorschlag 8: 

Die Befürchtung, dass ein besonderer Teil der schützenswerten Umwelt zugunsten von 

Bauland aufgegeben wird, ist unbegründet. Das Vorhaben befindet sich zwar in der wei-

teren Umgebung eines für Naherholung wertvollen Raums, beeinträchtigt diesen jedoch 

nicht. Am Vorhaben wird festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

Beschleunigtes Verfahren/Umweltprüfung 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 3.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 4.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 6.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
Abwägung: 

Die Stadt Mendig ist bestrebt, den Ortskern bzw. die Ortskerne als Wohn- und Versor-

gungsorte zu sichern und ihre innere Erschließung den sich laufend wandelnden Anforde-

rungen anzupassen. Für diese Maßnahmen der Innenentwicklung bedient sie sich u.a. der 

Programme der Städtebaulichen Sanierung (Niedermendig) und der Dorferneuerung (Ober-

mendig).  

 

Einfachste Form der Innenentwicklung wäre die Bebauung der zahlreichen Baulücken. Hier 

wird auf die Ausführungen unter 5. unten verwiesen. 

 

Die weitere Entwicklung einer Gemeinde (und zumal eines Grundzentrums wie Mendig) 

kann nicht nur im Innenbereich stattfinden. Vielmehr gibt es zahlreiche Bürger, die kein 

altes Haus sanieren, sondern neu bauen wollen. Da die Stadt hier im Wettbewerb mit 

anderen Gemeinden steht, wird neben der Innenentwicklung eine moderate Entwicklung 

von Neubaugebieten angestrebt. 

 

Im Sinne der weiteren Stadtentwicklung auch im Sinne der Daseinsfürsorge kann die ge-

samtstädtische Entwicklung daher nur durch ein Nebeneinander von Innenentwicklung 

und maßvoller Erschließung neuer Baugebiete erfolgen. 
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Die Information der Bürgerschaft über mögliche Förderprogramme (KfW, ISB, Sanierungs-

programm, Dorferneuerung) und deren Rahmensetzungen kann unabhängig vom hier vor-

liegenden Bebauungsplan erfolgen und ist nicht abwägungsrelevant. 

 

Beschlussvorschlag 9: 

Es wird an der Entwicklung der Stadt sowohl im Innenbereich als auch – in maßvollem 

Umfang – im Außenbereich festgehalten. Der vorliegende Bebauungsplan wird weiter ver-

folgt. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 
Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 7.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die abschließenden Hinweise und Bedenken werden zur Kenntnis genommen, die Anre-

gungen werden bedacht.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 3. 

 

Die Stellungnahme 3 ist in den Punkten 1-5 und 7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch 

mit der unter 1. oben. 

 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Der Einwand richtet sich gegen den Bebauungsplan „Verlängerung Eichenweg“.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 4. 

 

Die Stellungnahme 4 wendet sich gegen das Vorhaben. Folgende Begründung wird im 

Detail ausgeführt: 

 

 
 

Abwägung: 

Hangstabilität 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 5.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

Regenwasserabführung  

Siehe hierzu unter 1., Ziffern 4 und 5.  

Die Planung wurde reduziert, es sind nun 22 Häuser vorgesehen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

Sickerfähigkeit der unbebauten Flächen 

Es ist vorgesehen, möglichst wenig Fläche zu versiegeln. Dies gilt im Besonderen für die 

Breite und Ausgestaltung der oberen Deckschicht der inneren Erschließung. Im Übrigen 

ist nicht vorgesehen, die Sickerfähigkeit unversiegelter Flächen zu reduzieren. 

 

Für die Entwässerung des Gebietes wurde eine Entwässerungsplanung erstellt, dessen 

Ergebnisse in den Bebauungsplan (Fassung für die Offenlage) intergiert wurden. Dabei 

wurde auch eine Versickerung von Oberflächenwasser an mehreren Stellen geprüft.  

 

Die Planungen sehen vor, dass zukünftig kein Oberflächenwasser mehr auf benachbarte 

Grundstücke fließen wird. Es ist vorgesehen, durch einen Kanal/Graben am südlichen Rand 

des geplanten Baugebiets das oberflächlich abfließende Wasser aufzufangen, zurückzu-

halten und der Versickerung zuzuführen. Im Baugebiet entstehendes Regenwasser und 

Außenbereichswasser wird somit aufgefangen, versickert bzw. in geringen Mengen ge-

drosselt abgeleitet.  
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Beschlussvorschlag 10: 

Die natürliche Sickerfähigkeit unversiegelter Flächen wird – wo möglich - nicht beeinträch-

tigt. An der Planung wird festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

Überschwemmungs- und Hangrutschgefahr  

Siehe hierzu unter 1., Ziffern 4 und 5.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

Zwischenspeicherkapazität 

Siehe oben unter „Sickerfähigkeit“ 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

Steinschlag 

Zwischen den Häusern des neuen Baugebiets und Häusern nördlich des Erntewegs ver-

bleibt ein von Bäumen und Gehölzen bewachsener Grünstreifen. Dieser dürfte auch die 

Funktion übernehmen, Steinschlag in tiefergelegene Grundstücke zu verhindern. 

 

Ansonsten wird auf die vorgesehene geologische Untersuchung hingewiesen (siehe unter 

1., Ziffern 4 und 5). 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

Sturmschäden 

Der Einschätzung, dass kleinere (ggfs. ehemals im Waldverband stehende) Baumgruppen 

windanfällig sind, wird grundsätzlich zugestimmt. Daher sollten höhere Bäume im unmit-

telbaren Umfeld von Gebäuden mit Blick auf die Windanfälligkeit gepflegt und ggfs. gegen 

niedrigere ausgetauscht werden. Dies ist üblicherweise Aufgabe der Grundstückseigentü-

mer und steht dem Vorhaben nicht grundsätzlich entgegen.  
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Beschlussvorschlag 11: 

Unzulässige Gefahren von Bäumen sind durch das Vorhaben nicht zu erwarten. An der 

Planung wird festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 
 

Abwägung: 

Waldrodung 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 2.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Im Übrigen wird für das Vorhaben dauerhaft nur eine Waldfläche von weniger als 1 ha 

(entspricht 10.000 m²) gerodet.  

 

 

Artenreichtum 

Der nach aktueller Planung nun im Wesentlichen betroffene Douglasienwald mit Holunder 

und Brombeere im Unterwuchs ist nicht als artenreich zu bezeichnen. Im Übrigen wird auf 

die Ausführungen unter 1., Ziffer 2 verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

Verkehrsaufkommen 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 6.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Wohn- und Lebensqualität verschlechtert sich erheblich. 

Mit dem Vorhaben geht eine Beeinträchtigung des Wohnumfelds bzw. der Wohnqualität 

einher, z.B. durch mehr Störungen während der Bauzeit, ggfs. durch einen veränderten 

Ausblick (auf Häuser, wo vorher Wald stand) und mehr Verkehr in der Zuwegung.  

 

Zu den einzelnen Aspekten wird auf die Ausführungen unter 1. oben verwiesen. Die 

Wohnqualität des oberen Erntewegs wird auch durch die Lage am Ende der Straße be-

stimmt. Zukünftig wird hier mehr Verkehr stattfinden. Eine erhebliche oder gar eine unzu-

lässige Verschlechterung der Wohnqualität ist jedoch nicht zu befürchten.  

 

Beschlussvorschlag 12: 

Der Einwand, dass sich die Wohn- und Lebensqualität durch das Vorhaben erheblich ver-

schlechtert, wird als unbegründet zurückgewiesen. An der Planung wird festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

Privatsphäre stark eingeschränkt 

Zwischen den Häusern des neuen Baugebiets und Häusern nördlich des Erntewegs ver-

bleibt ein von Bäumen und Gehölzen bewachsener Grünstreifen bzw. Wald. Dieser dürfte 

auch die Funktion übernehmen, einen Einblick in die tiefer gelegenen Grundstücke zu ver-

hindern. Mittels eines in einem gemeinsam mit den besonders betroffenen Nachbarn (Ern-

teweg 90-94) zu entwickelnden Pflanzplans soll der Einblick in die privaten Gärten dauer-

haft unterbunden werden. Damit dürfte den Bedenken angemessen Rechnung getragen 

werden. 
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Beschlussvorschlag 13: 

Es wird ein Pflanzplan erstellt und mit den besonders betroffenen Nachbarn (Ernteweg 90-

94) abgestimmt, der den Einblick in die privaten Gärten dauerhaft unterbindet. Damit 

dürfte den Bedenken, dass durch die Planung die Privatsphäre stark bzw. unzulässig ein-

geschränkt wird, angemessen Rechnung getragen werden.  

An der Planung wird festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

Verkehrslärm 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 6 sowie oben unter „Wohn- und Lebensqualität“.  

Verkehrslärm hinter dem Haus ist nicht zu erwarten. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Wirtschaftlichkeit: Wertverlust von Immobilien und Altersabsicherung  

Die Befürchtung einer pauschalen, deutlichen, mehr als kurzfristigen und eindeutig durch 

das geplante Bauvorhaben hervorgerufenen Wertminderung von Immobilien wird aus meh-

reren Gründen als nicht realistisch angesehen: 

 

Der Immobilienmarkt wird von einer Vielzahl von Faktoren beeinflusst. Dabei gilt für die 

Preisbildung bei Häusern und Grundstücken derselbe Marktmechanismus wie für jedes 

andere Gut. Die Wechselbeziehung zwischen Angebot und Nachfrage wird von Faktoren 

wie Größe, Baujahr oder Ausstattung eines Objekts ebenso bestimmt wie von allgemeinen 

Kriterien wie Lage und Erreichbarkeit, regionale Wirtschaftsstrukturen oder Stand-ort-

Image. Bauliche Veränderungen im Umfeld können den lokalen Immobilienmarkt irritieren 

– von dem nächsten Baugebiet über den geplanten Bau einer Umgehungsstraße, industri-

elle Großprojekte bis zu Stromtrassen oder Windenergieanlagen. 

 

Hausbesitzer müssen grundsätzlich damit rechnen, dass sich planerische Entwicklungen 

wie Straßenbau, Baugebiete, Hochspannungstrassen, etc. auch in ihrer Umgebung voll-

ziehen. Ein Recht auf Unveränderlichkeit der Landschaft hat ein Hausbesitzer nicht – hat 

er doch selbst vor Jahren mit seinem Bau in die Landschaft eingegriffen. 
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In Summe ist nicht zu erwarten, dass das Vorhaben zu einem größeren oder gar erhebli-

chen Wertverlust führt, der der Planung eines weiteren Baugebiets entgegenzuhalten 

wäre. 

 

Beschlussvorschlag 14: 

Die Befürchtung eines erheblichen Wertverlusts von bestehenden Immobilien durch Min-

derung der Wohnqualität wird nicht geteilt und zurückgewiesen. An der Planung wird 

festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Planungen wurden gegenüber dem ersten Entwurf erheblich reduziert und Details wie 

z.B. eine temporäre Baustraße oder der Verzicht auf Inanspruchnahme der ökologisch 

wertvolleren Waldstrukturen im Sinne der Anwohner geregelt. Insofern wurde mit den z.T. 

berechtigten Einwänden eine Verkleinerung, aber auch eine Verbesserung der Planung 

zum Wohle aller erreicht. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 5. 

 

Die Stellungnahme 5 ist in Teilen wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit der unter 1. 

oben. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 4., Ziffer 4 oben. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 6. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 1. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Zum Thema Waldrodung siehe unter 1 Ziffer 2. 

Ein (erneuter) Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Baulücken sind in der Stadt und im angrenzenden Baugebiet „Am Sonnenhang“ durchaus 

vorhanden. Es wäre unbestritten aus wirtschaftlicher, ökologischer und städtebaulicher 

Sicht sehr zu begrüßen, diese zu nutzen statt neue Baugebiete auszuweisen. Hier sind der 

Stadt als Akteur der städtebaulichen Entwicklung jedoch die Hände gebunden, da sich 

diese Bauplätze in privater Hand befinden. Die Stadt Mendig hält keine Bauplätze vor.  

 

Eine Änderung der Besteuerung wird auf Bundesebene diskutiert und ist nicht Gegenstand 

des vorliegenden Bebauungsplans.  
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Der Vorschlag der Anhebung der Grundsteuer ist im vorliegenden Bebauungsplan „Mar-

tinsheim/Ernteweg“ nicht abwägungsrelevant. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und beachtet.  

 

Die Details des Bebauungsplans waren zum Verfahrensschritt gem. §§ 3 (1) BauGB (früh-

zeitige Beteiligung der Öffentlichkeit) weder geregelt noch bekannt.  

 

Inzwischen haben sich die Planungen konkretisiert. Zum nächsten Verfahrensschritt wer-

den alle erforderlichen Unterlagen offengelegt. 

 

Die in Auszügen aus §§ 1, 1a und 2 BauGB aufgeführten Belange werden bei der weiteren 

Planung berücksichtigt. Insbesondere in der Begründung des Bebauungsplans wird auf die 

Vorgaben des BauGB sowie anderer Gesetze wie Bundesnaturschutzgesetz, Wasserhaus-

haltsgesetz, Landeswaldgesetz u.a. eingegangen.  

 

Bezüglich des gewählten Verfahrens siehe unter 1., Ziffer 3. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 6. 

 

Die Stellungnahme 6 ist in den Punkten 1-7 in Teilen wortwörtlich, in weiteren Teilen 

inhaltlich identisch mit der unter 1. oben. Es wird auf die Ausführungen unter 1 oben 

verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

Darüber hinausgehende Argumente: 

 

 

 
 

Abwägung: 

Beide Baugebiete werden nach dem Verfahren gemäß § 13b BauGB durchgeführt. Dieses 

erlaubt unter den besonderen Rahmenbedingungen den Verzicht auf Ausgleichs- und Er-

satzmaßnahmen: Gemäß § 13b BauGB in Verbindung mit § 13a (2) Nr. 4 BauGB „gelten 

in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung 

des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a (3) Satz 6 vor der planeri-

schen Entscheidung erfolgt oder zulässig“. Nach § 1 a BauGB Absatz 3 Satz 6 ist ein 

Ausgleich „nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entschei-

dung erfolgt sind oder zulässig waren.“ 

 

Eine ökologische Ausgleichsfläche ist gesetzlich nicht erforderlich und nicht vorgesehen. 

Für den Waldverlust wird in Abstimmung mit dem Forstamt eine Ausgleichsfläche für eine 

Aufforstung gesucht.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 2. Ziffer 4 und unter 5. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Dieser (politische) Aspekt der Stellungnahme ist im vorliegenden Bebauungsplan „Martins-

heim/Ernteweg“ nicht abwägungsrelevant.  

Die Andeutung der Vorteilsnahme wird zurückgewiesen.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Bauen am Ortsrand: 

Der Aspekt des gewünschten Wohnens am Ortsrand ist verständlich und individuell nach-

vollziehbar. Das Bauen am Ortsrand löst jedoch keinen Anspruch darauf aus, dass die 

städtebauliche Entwicklung an dieser Stelle nicht fortgeführt wird.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Verkehr  

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 6. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 7. 

 

Die Stellungnahme 7 ist in den Punkten 1-8 in Teilen wortwörtlich, in weiteren Teilen 

inhaltlich identisch mit der unter 1., Ziffern 1-7 oben. Es wird auf die Ausführungen unter 

1 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 3. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffern 4 und 5. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der Planung der Entwässerung beach-

tet. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Die Frage bezieht sich vermutlich auf die Planungen des Baugebiets „Verlängerung Eichen-

weg“ und ist hier nicht von Belang. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Autobahn liegt 1,5 km von der nordöstlichen Ecke der vorgesehenen Rodungsfläche 

entfernt. Die Häuser des oberen Erntewegs, die theoretisch durch den Wald vor Lärm 

geschützt werden, liegen jedoch topografisch tiefer und haben keinen Sichtkontakt zur 

Autobahn, auch nicht nach Rodung des Douglasienbestandes.  

 

Die potenziell ebenfalls betroffenen Häuser der oberen „Wasserschöpp“ liegen mindestens 

1,9 km von der Autobahn entfernt. 

 

Eine Überschreitung von Lärmschutzrichtwerten in Wohngebieten ist aufgrund der Entfer-

nung in keinem Fall zu erwarten. 

 

Beschlussvorschlag 15: 

Es ist nicht zu erwarten, dass das geplante Vorhaben zu einer deutlichen Zunahme von 

Lärm von der Autobahn führt. An der Planung wird festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 
 

Abwägung: 

Das abgegrenzte Trinkwasserschutzgebiet „Erlental/Mendig“ liegt ca. 430 m westlich des 

südwestlichen Rands des Baugebiets, das Trinkwasserschutzgebiet im Entwurf „Weibern-

Rieden-Süd-Ost“, Zone III etwa 400 m in gleicher Richtung. Beide sich überdeckenden 

Gebiete befinden sich flussaufwärts des Kellbachs. Eine Beeinträchtigung der Schutzge-

biete ist nicht anzunehmen. 
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Beschlussvorschlag 16: 

Eine Beeinträchtigung des flussaufwärts gelegenen Wasserschutzgebiets durch das ge-

plante Vorhaben ist nicht anzunehmen. Die Untere Wasserbehörde wird im weiteren Ver-

fahren beteiligt. An der Planung wird festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

Das Naturschutzgebiet „Hochstein“ befindet sich über 300 m westlich der westlichsten 

Plangebietsgrenze. Der § 3 der Rechtsverordnung über das Naturschutzgebiet „Hochstein“ 

vom 19. Juni 1987 definiert den Schutzzweck des Gebietes: 

 

 
 

Aufgrund der Lage jenseits des Bachtales des Bellbaches ist eine klare räumliche Trennung 

zum Naturschutzgebiet gegeben. Die Planungen haben daher keinerlei Auswirkungen auf 

die Geologie, Lebensräume oder die landschaftliche Schönheit und Eigenart des Natur-

schutzgebietes. Potenzielle Sichtbeziehungen bestehen nur punktuell und werden im Hin-

blick auf die bestehenden Vorbelastungen durch den existierenden Siedlungskörper und 

den untypischen Douglasienbestand nicht beeinträchtigt.  

Es wird auf die Ausführungen unter Nr. 2 oben verwiesen 

 

Beschlussvorschlag 17: 

Eine Beeinträchtigung des Naturschutzgebietes „Hochstein“ durch das geplante Vorhaben 

kann offensichtlich ausgeschlossen werden. Die Untere Naturschutzbehörde wird im wei-

teren Verfahren beteiligt. An der Planung wird festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 3. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 8. 

 

Die Stellungnahme 8 ist in den Punkten 1-7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit der 

unter 1., Ziffern 1-7 oben. Es wird auf die Ausführungen unter 1 oben verwiesen 

 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 
 

Abwägung: 

Die individuelle Betroffenheit wird zur Kenntnis genommen. Es ist zu hoffen, dass sich die 

Situation entlang des Kellbachs mit dem Hochwasservorsorgekonzept entschärfen wird. 

In den öffentlichen Versammlungen zum Hochwasservorsorgekonzept wurde auf gezielte 

Nachfrage deutlich, dass bei extremen Niederschlägen die Art der Flächennutzung (Wald 

oder Wohngebiet) für den oberflächlichen Abfluss nicht entscheidend ist. 

 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 4.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Zum Thema Einzelinteressen gegen Allgemeinwohl siehe unter 1. Ziffer 1. 

Zum Thema Naturschutzgebiet siehe unter 2., Ziffer 1 und unter 7., Ziffer 13. 

Zum Thema alternativer Bauflächen siehe unter 2. Ziffer 4 und unter 5. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Thema der weiteren Stadtentwicklung siehe unter 2. Ziffer 4 oben. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 



Seite 38, Aufstellung des Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ Stadt Mendig, 

Würdigung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem Verfahrensschritt 

gemäß § 3 (1) BauGB, September 2018 

 

 

 

Stellungnahme 9. 

 

In der Stellungnahme 9 wird um die Berücksichtigung folgender Punkte gebeten: 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Thema Interessenabwägung siehe unter 1., Ziffer 1. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 

 
Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 6. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 10.   

Stellungnahme 11.  

 

Mit den gleichlautenden Stellungnahmen 10 und 11 wird wie folgt Stellung genommen: 
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Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 3. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

Es wird weiterhin auf die Reduzierung und Anpassung der Planung verwiesen (siehe unter 

1. Ziffer 1). 

 

Die Hinweise stellen einen Zusammenhang von 2 unterschiedlichen Tatbeständen her. Die 

Baunutzungsverordnung sieht seit Kurzem neben Wohn-, Misch-, Kern- und Dorfgebieten 

auch die neue Kategorie „urbane Gebiete“ vor (§ 6a BauNVO) (Vorschrift eingefügt durch das 

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/5 2/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammen-

lebens in der Stadt vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057), in Kraft getreten am 13.05.2017). 

 

Der § 13b des Baugesetzbuchs lautet dagegen bereits in seiner Überschrift „§ 13b Einbe-

ziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren“. Auch er wurde Mitte 

2017 eingeführt.  

 

Die Interpretation der Intention des § 13b BauGB wird nicht geteilt. Ein Außenbereich 

kann vermutlich ebenso wenig zur Verbesserung der urbanen Bebauung beitragen wie 

verdichtet werden. Er zeichnet sich ja gerade dadurch aus, dass er unbebaut ist.  

 

Zugestimmt wird der Aussage, dass der § 13b BauGB angewendet werden kann, aber 

nicht muss. Argumente, warum er nicht angewendet werden darf, werden nicht genannt. 

 

https://dejure.org/BGBl/2017/BGBl._I_S._1057
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Beschlussvorschlag 18: 

Es bleibt bei dem Verfahren gem. § 13b BauGB. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Hier handelt es sich um Spekulationen 

über mögliche Interessenten der Bauplätze. Sie sind im vorliegenden Verfahren nicht ab-

wägungsrelevant. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Zur Rodung von Wald siehe unter 1., Ziffer 2. 

Die gerodete Waldfläche pro Person ist kein Kriterium, das der Planung entgegengehalten 

werden kann. Der genannte Wert ist jedoch deutlich zu hoch angesetzt. Insgesamt ist die 

dauerhafte Umnutzung von Wald in Wohnbau- und Verkehrsflächen im Umfang von etwa 

0,95 ha vorgesehen. Bei einer angenommenen Anzahl von max. 63 neuen Bewohnern 

(siehe hierzu unter 1., Ziffer 6) erfolgt eine Rodung von 151 m² Wald pro Person. 

Ein (erneuter) Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

Zur Eignung des Geländes für Senioren siehe unter 1. Ziffer 8. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Isolierte Wohngemeinschaft 

Es ist weder gewünscht noch zu befürchten, dass sich eine isolierte Wohngemeinschaft 

im Sinne einer nur auf sich selbst bezogenen Gruppe bildet. Das Baugebiet ist sowohl im 

Süden als auch im Osten an die bestehende Bebauung angebunden. Somit ist städtebau-

lich eine Öffnung und Anschluss an die umgebende Bebauung gegeben. 

 

Es ist vorgesehen, dass sich hier Menschen finden, die trotz räumlicher Trennung der 

Häuser eine auf Gegenseitigkeit, Fürsorge und Achtsamkeit ausgerichtete Nachbarschaft 

gründen wollen. Diese besteht bereits mit dem Verein „Die Brücke“ und hat viele Mitglie-

der aus dem Ernteweg. Sie ist offen für alle, auch wer weiter weg wohnt, kann teilhaben. 

Der Verein soll insbesondere jenen Menschen offenstehen, die ins geplante Baugebiet 

ziehen.  

 

Die Planungen sehen jedoch keine reine Seniorenwohnanlage vor. Auch Familien mit Kin-

dern steht das Vorhaben offen. 

 

Beschlussvorschlag 19: 

Eine unerwünschte Isolation der zukünftigen Bewohner ist nicht zu befürchten. Das Vor-

haben wird weiter verfolgt. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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Abwägung: 

Die Auszüge aus dem Baugesetzbuch werden zur Kenntnis genommen und beachtet. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Zur Rodung des Waldes und den Eingriff in den Naturhaushalt siehe unter 1., Ziffer 2. Die 

Überplanung der wertvollen Bestände wurde aufgegeben zugunsten der Inanspruchnahme 

des weniger wertvollen Douglasienwaldes.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Die Bitte wird zur Kenntnis genommen und die einzelnen Punkte sind bei der Abwägung 

der Interessen berücksichtigt.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 12.  

 

Es wird wie folgt Stellung genommen: 

 

 
 

Abwägung: 

Bürgerversammlung am 17.05.2017 

Hinweis: 

Der Vorhabenträger war zur Versammlung am 17.05.2017 weder eingeladen noch wurde 

ihm von Seiten der Organisatoren Gelegenheit gegeben, Stellung zu beziehen. Die Anre-

gung zur Bürgerversammlung ist vorliegenden Verfahren nicht abwägungsrelevant. 

 

Die weiteren Hinweise und die Anmerkung am Rand werden zu Kenntnis genommen. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Die Stellungnahme ist in den Punkten 1-7 in Teilen wortwörtlich, in weiteren Teilen in-

haltlich identisch mit der unter 1. oben. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

Unter Punkt 8 wird auf eine weitere (individuelle) Stellungnahme verwiesen: 
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Abwägung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Eingaben sind nicht abwägungsrele-

vant. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 4 sowie unter 4., Ziffer 1. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffern 2 und 3. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Thema Seniorenwohnen siehe unter 1. Ziffer 8. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Das Vorhaben wurde auch aufgrund der zahlreichen Einwendungen geprüft, reduziert und 

in vielen Details den Anregungen folgend angepasst. Andere Flächen die - theoretisch - 

besser geeignet sind, stehen aus unterschiedlichen Gründen nicht zur Verfügung.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 13. 

 

Es wird wie folgt Stellung genommen: 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 4 sowie unter 4., Ziffer 1. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 6. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 14. 

 

Mit der Stellungnahme 14 wird um die Bereitstellung von Unterlagen gebeten und es wer-

den erste Hinweise zu erwarteten Tierarten gegeben. Eine Stellungnahme ist damit nicht 

verbunden. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Hinweise zu den erwarteten Tierarten werden zur Kenntnis genommen und bei der 

Planung des Vorhabens berücksichtigt.  

 

Im Rahmen der Voruntersuchungen des Plangebietes wurde eine artenschutzrechtliche 

Vorabschätzung erstellt. Aus dieser ließen sich besonders konfliktreiche Abschnitte und 

solche mit geringem Konfliktpotenzial ableiten. Erstere befinden sich, wie schon zurecht 

bemerkt, zum einen in unmittelbarer Nähe des Bestandsgebäudes an der Abgrabung, zum 

anderen im weiteren Umfeld nördlich des Hauses in den umgebenden Laub- und Misch-

waldbereichen, sowie den teils dickichtartigen Waldrändern.  

 

Die Planung wurde zwischenzeitig so angepasst, dass diese Bereiche nicht mehr betroffen 

sind. Die offenen Felspartien an der Abgrabungsstelle sind von der Planung ausgenom-

men, die Waldrandbereiche nahe des Gebäudes und angrenzend zu den nördlichen Acker-

flächen, sowie der gesamte Laub- und Laubmischwald mit teils alten Kiefern (mit Baum-

höhlen) werden vollständig und unverändert erhalten. Stattdessen erstreckt sich die Pla-

nung nun nach Osten über eine Douglasienschonung ohne besonderen ökologischen Wert. 

 

Die konkretisierte Planung wird mit allen erforderlichen Unterlagen zum nächsten Verfah-

rensschritt wie gesetzlich vorgesehen offengelegt. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 15.  

 

Es wird wie folgt Stellung genommen: 

 

 
 

Abwägung: 

Zu 1a siehe oben unter 1., Ziffer 8. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Zu 1b siehe oben unter 1., Ziffern 5, 6 und 8. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Zu 1c siehe oben unter 1., Ziffer 4. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Zu 1d siehe oben unter 1., Ziffern 2 und 4. 

Die Reduktion der Sauerstoffproduktion dürfte vernachlässigbar sein, zumal an anderer 

Stelle wieder Wald aufgeforstet wird.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Gemeinnützigkeit des Vereins „Die Brücke“ steht im vorliegenden Bebauungsplan-

Verfahren nicht zur Diskussion.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Zur Abwägung der unterschiedlichen Interessen siehe oben unter 1., Ziffer 1. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die rechtlichen Vorgaben des Baugesetzbuches werden eingehalten. Die Planungen wur-

den gegenüber dem ersten Entwurf erheblich reduziert und Details wie z.B. eine temporäre 

Baustraße oder der Verzicht auf Inanspruchnahme der ökologisch wertvolleren Waldstruk-

turen im Sinne der Anwohner und weiteren Einwender geregelt. Insofern wurde mit den 

z.T. berechtigten Einwänden eine Verkleinerung, aber auch eine Verbesserung der Planung 

zum Wohle aller erreicht. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe oben unter 1., Ziffern 2 und 3. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Bei Aufstellung eines Bebauungsplans hat die Stadt die Planungshoheit. Sie ist nicht da-

rauf angewiesen, dass der Flächennutzungsplan (der sich auf die gesamte Verbandsge-

meinde bezieht) geändert wird. Im Verfahren gem. § 13b BauGB wird der Flächennut-

zungsplan nachträglich im Wege der Berichtigung angepasst. 

 

Dies beschleunigt die Planung meist in erheblichem Umfang und reduziert den mit der 

Planung verbundenen Aufwand und am Ende auch die Kosten.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe oben unter 1., Ziffer 3. 

Ein Abstand zum Naturschutzgebiet, der einzuhalten wäre, ist nicht bekannt. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe oben unter 1., Ziffer 4. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Erforderliche Unterlagen werden zum nächsten Verfahrensschritt (Offenlage gem. §§ 3 (2) 

und 4 (2) BauGB) offengelegt. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Anregung ist im vorliegenden Bebauungsplan-Verfahren „Martinsheim/Ernteweg“ 

nicht abwägungsrelevant.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
(Anlage: Luftbildkarte DIN A4 mit 19 umgrenzten Flächen und dem Einschrieb „Bitte die 

19 kl. Gebiete prüfen und Gründe nennen, warum nicht erst dort gebaut wird!!“ 

 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 2. Ziffer 4 und unter 5. 

Die geforderte Prüfung von 19 theoretischen Alternativen ist im gewünschten Umfang 

nicht erforderlich.  

 

Beschlussvorschlag 20: 

Die angeregte Prüfung von 19 alternativen Bauflächen ist nicht erforderlich. Die Forderung 

wird zurückgewiesen. 

 

Beratungsergebnis: 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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Abwägung: 

Die Anregung bezieht sich auf den Bebauungsplan „Verlängerung Eichenweg“. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe oben unter 1., Ziffer 6. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe oben unter 5. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Die abschließende Forderung wird zur Kenntnis genommen. Auf die Argumente wird im 

Detail oben eingegangen. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 16. 

 

Die Punkte 1-8 der Stellungnahme 16 sind wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit denen 

unter 1. und 5. oben. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und beachtet. Auf die zahlreichen Anre-

gungen wurde durch die Absicht zur Anlegung einer temporären Baustraße angemessen 

reagiert. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 17. 

 

Die Stellungnahme 17 ist in den Punkten 1-7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit 

denen unter 1. oben. Es wird auf die Ausführungen unter 1 oben verwiesen. 

 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Zum Thema der Verkehrserschließung der Baugebiete siehe unter 1., Ziffer 6 oben.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 18. 

Stellungnahme 19. 

 

In den gleichlautenden Stellungnahmen 18 und 19 werden folgende Bedenken geäußert: 

 

 
 

Abwägung: 

Die Stellungnahmen sind in den Punkten 1-6 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit 

denen unter 1. Ziffern 1, 3 bis 5 und 7 oben. Es wird auf die dortigen Ausführungen 

verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  
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Stellungnahme 20. 

 

Die Stellungnahme 20 ist in den Punkten 1-6 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit 

denen unter 1. oben. Es wird auf die dortigen Ausführungen verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
Abwägung: 

Zum Thema der Verkehrserschließung der Baugebiete siehe unter 1., Ziffer 6 oben. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 21. 

 

Die Stellungnahme 21 ist in den Punkten 2-7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit 

denen unter 1. oben. Es wird auf die dortigen Ausführungen verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Thema der Eignung des Baugebiets für Senioren siehe unter 1., Ziffer 8 oben. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 22. 

 

Die Stellungnahme 22 ist in den Punkten 1-7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit 

denen unter 1. oben. Es wird auf die dortigen Ausführungen verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Punkt 8 der Anregung betrifft den Bebauungsplan „Verlängerung Eichenweg“ und ist im 

vorliegenden Verfahren nicht abwägungsrelevant. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Zur Eignung der Fläche für Senioren wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 8 oben 

verwiesen. 

 

Zum Thema alternativer Bauflächen siehe unter 2. Ziffer 4 und unter 5. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Im zurückliegenden Verfahren gem. § 3 (1) BauGB (frühzeitige Beteiligung der Öffentlich-

keit) wurde die gesetzlich vorgeschriebene Frist von 4 Wochen zur Einsichtnahme und 

Stellungnahme eingehalten.  

 

Das Vorhaben wurde bzw. wird nicht in besonderer Eile durchgezogen, sondern vielmehr 

mit der nötigen Gründlichkeit geplant. Seit der frühzeitigen Beteiligung sind bereits meh-

rere Monate vergangen. 

 

Während der anstehenden Offenlage sind erneut 4 Wochen Zeit für Stellungnahmen vor-

gesehen. Ein besonderer Bedarf, die Frist zu verlängern, wird nicht gesehen. 

 

Beschlussvorschlag 21: 

Die Anregung wird zurückgewiesen. Ein besonderer Bedarf, die Frist zu verlängern, wird 

nicht gesehen. Es bleibt bei den üblichen gesetzlichen Fristen. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

Zum Thema der Naherholung wird oben auf 2. verwiesen. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Zur Abwägung der unterschiedlichen Interessen wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 

1 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 23. 

Stellungnahme 24. 

Stellungnahme 25. 

Stellungnahme 26. 

 

Die Stellungnahmen 23 bis 26 sind in den Punkten 1-7 wortwörtlich oder inhaltlich iden-

tisch mit der unter 1., Ziffern 1-7 oben. Es wird auf die dortigen Ausführungen verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  
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Stellungnahme 27. 

 

Die Stellungnahme 27 ist in den Punkten 1-5 und 7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch 

mit der unter 1. oben. Es wird auf die dortigen Ausführungen verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Hinweise zum Verkehrskonflikt, zumal während der Bauphase, werden zur Kenntnis 

genommen. Es wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 6 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Lärm der gepflasterten Straßen 

Im Umfeld des geplanten Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ sind die Straßen „Ei-

chenweg“ und „Am Sonnenhang“ sowie der „Alte Beller Weg“ gepflastert. Der „Ernte-

weg“ dagegen ist weitgehend asphaltiert. Eine dauerhafte Zufahrt aus dem geplanten 

Bebauungsplan in die Straßen „Am Sonnenhang“ und „Eichenweg“ ist nicht geplant, da-

her trifft die Anregung nicht das vorliegende Vorhaben. 

 

Gemäß § 2 (1) der 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgeset-

zes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16. BImSchV) ist zum Schutz der Nachbarschaft vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche bei dem Bau oder der wesent-

lichen Änderung [von Straßen] sicherzustellen, dass der Beurteilungspegel in reinen und 

allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten den Immissionsgrenzwert von 59 

Dezibel (A) am Tag und 49 Dezibel (A) in der Nacht nicht überschreitet. Darüber hinaus 

gelten die Richtwerte der TA-Lärm, welche für Wohngebiete Richtwerte von 55 dB(A) 

tagsüber und 40 dB(A) des Nachts vorsieht. 

 

Für den Fall, dass die Grenzwerte überschritten sein sollten, müsste mit geeigneten Maß-

nahmen Abhilfe geschaffen werden. 
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Bei Lärm unterhalb der Grenzwerte wird davon ausgegangen, dass eine gesundheitliche 

Beeinträchtigung nicht gegeben ist. Er ist zu tolerieren.  

 

Es gibt – mit Ausnahme des Hinweises in dieser Stellungnahme – keinen weiteren Hinweis 

auf eine hohe Lärmbelästigung oder gar darauf, dass die Grenzwerte überschritten wären.  

 

Beschlussvorschlag 22: 

Die Geräuschentwicklung des Straßenverkehrs muss die zulässigen Grenzwerte einhalten. 

Eine Geräuschentwicklung unterhalb der Grenzwerte ist zu tolerieren und kann dem ge-

planten Bebauungsplan „Martinsheim/Ernteweg“ nicht entgegengehalten werden.  

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. An der Planung wird festgehalten. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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Stellungnahme 28. 

 

Die Stellungnahme 28 ist in den Punkten 1-4 sowie 6 und 7 wortwörtlich oder inhaltlich 

identisch mit der unter 1. oben. Es wird auf die dortigen Ausführungen verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Siehe unter 1, Ziffer 5. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Anregung betrifft das Bebauungsplan-Verfahren „Verlängerung Eichenweg“. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 29. 

 

Es wird wie folgt Stellung genommen: 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Thema der Naherholung wird auf die Ausführungen unter 2. oben verwiesen. Das 

Vorhaben wurde gegenüber der ursprünglichen Planung reduziert. Es sind noch bis zu 22 

Einfamilienhäuser vorgesehen.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Zum Thema Hochwasser wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 4 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Der „hintere Bereich bergaufwärts“ wurde aus der Planung genommen. Es verbleibt der 

östlich des Martinsheims („stadteinwärts“) gelegene Bereich mit überwiegend Douglasien. 

 

Zum Thema Wald und Gehölzstrukturen wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 2 oben 

verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Zum Thema Hangrutschungen wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffern 4 und 5 oben 

verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Thema Hochwasser wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 4 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Alle in dieser Stellungnahme genannten Belange und insbesondere die Hochwassersitua-

tion werden bzw. wurden intensiv geprüft und abgearbeitet. Zusätzlich wird derzeit von 

Seiten der Verbandsgemeinde ein Hochwasservorsorgekonzept für Mendig aufgestellt. 

Dieses beachtet die Entwässerung der beiden neuen Baugebiete und wird umgekehrt bei 

der Entwässerungsplanung der beiden Baugebiete berücksichtigt. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 30. 

 

Es wird wie folgt Stellung genommen: 
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Abwägung: 

Zur Abwägung der unterschiedlichen Interessen wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 

1 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Den Aussagen und Hoffnungen, dass die (hier) stattfindende frühzeitige und intensive 

Auseinandersetzung mit den Planungen entweder zu einer Verbesserung der Planung oder 

zu deren Einstellung führen, wird zugestimmt. Gerade die zahlreichen Hinweise aus der 

Öffentlichkeit zeigen den Handlungs- und Abstimmungsbedarf auf.  

 

Auch aufgrund dieser Einwendungen u.a. gegen den Eingriff in den Wald, den befürchte-

ten Verkehr, die befürchtete Verschärfung des Hochwassers, etc. wurden die Planungen 

reduziert und den Einwendungen folgend angepasst. Insofern ist den Bedenken in Teilen 

Rechnung getragen worden – allerdings ohne die Planung gänzlich aufzugeben. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Der Verdacht, dass ein großes Vorhaben in kleine Abschnitte geteilt wird, ist unbegründet. 

Ursprünglich waren 3 Bauabschnitte geplant – ein normales Vorgehen bei größeren Vor-

haben, nun ist die Planung zum einen räumlich reduziert worden, zum anderen ohne Bau-

abschnitte vorgesehen.  

 

Außerdem wird bei allen Betrachtungen der Bebauungsplan „Verlängerung Eichenweg“ 

mit berücksichtigt. So darf z.B. ein Vorhaben nach § 13b BauGB nur aufgestellt werden, 

wenn eine zulässige Grundfläche von insgesamt weniger als 10.000 m² festgesetzt wird. 

Dies wird – auch bei Addition beider Bebauungspläne – eingehalten. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Zum Thema alternativer Bauflächen siehe unter 2. Ziffer 4 und unter 5. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Bezüglich des gewählten Verfahrens wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 3 oben 

verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Zum Thema Wald sowie dessen Wertigkeit für den Arten- und Naturschutz wird auch auf 

die Ausführungen unter 1., Ziffer 2 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Hinsichtlich der Bereitstellung von Unterlagen im Internet wird für den anstehenden Of-

fenlage-Prozess eine Bereitstellung auf den Internetseiten der Verbandsgemeinde zuge-

sagt. Dort werden dann für die Zeit der Offenlage alle erforderlichen Dokumente hinterlegt. 

Die Mitteilung über den Zeitraum der Offenlage erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Zur Hochwasserproblematik und den bei Starkregen überfluteten Kellern wird auf die Aus-

führungen unter 1., Ziffer 4 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Zum Thema einer befürchteten Hangrutschung und dem Umgang mit Oberflächenwasser 

wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 5 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Erhöhte Sturmschäden oder Schneeverwehungen sind wegen des geplanten Vorhabens 

nicht zu erwarten.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

  
 

Abwägung: 

Zum Thema Verkehr wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 6 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Weder die Verkehrsanbindung noch die innere Erschließung werden von der Stadt finan-

ziert noch wird der Straßenraum später an die Stadt übertragen. Damit wird auch der 

spätere Unterhalt nicht zu Lasten der Stadt gehen. Gleiches gilt für die Bautätigkeiten zur 

Wasserversorgung und Entwässerung, welche vom Vorhabenträger finanziert werden. 

Das Risiko des Vorhabens liegt auf Seiten des Vorhabenträgers.  

 

Mögliche Interessenskonflikte werden bei dem geplanten Vorhaben „Martinsheim/Ernte-

weg“ offengelegt bzw. ausgeschlossen. Die den Bebauungsplan umfassenden Grundstü-

cke befinden sich im Besitz des Vorhabenträgers. 

 

 

Beschlussvorschlag 23: 

Die Befürchtung, dass der Stadt und ihren Bürgern durch den Bebauungsplan „Martins-

heim/Ernteweg“ zusätzliche Kosten entstehen, ist unbegründet.  

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 

 
Abwägung: 

Zur Beauftragung des Planungsbüros wird auf die Ausführungen unter 15. oben verwie-

sen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 31. 

 

Es wird wie folgt Stellung genommen: 

 

  
 

Abwägung: 

Der Vorhabenträger ist sowohl Initiator und Vorsitzender des gemeinnützigen Nachbar-

schaftshilfe-Vereins „Die Brücke“ als auch Initiator und Investor des geplanten Bebau-

ungsplans „Martinsheim/Ernteweg“.  

 

Die beiden Anliegen sind jedoch voneinander zu trennen.  

 

Das Bauvorhaben ist nicht gemeinnützig und kann nicht gemeinnützig sein. Ein gemein-

nütziger Verein scheidet als Träger des Vorhabens aus. Der Verein ist auch nicht Eigentü-

mer der Flächen. 

 

Gleichwohl verfolgen „Die Brücke“ und das Bauvorhaben das gleiche Ziel: Ein Leben in 

aktiver Nachbarschaft mit Gleichgesinnten. Dazu gründeten im Dezember 2015 vorwie-

gend Bewohner des Erntewegs „Die Brücke Mendig e.V.“. Ziel des Vereins ist die Ent-

wicklung einer Nachbarschaft im Sinne einer sorgenden Gemeinschaft. Die Mitglieder ver-

sprechen sich, sich umeinander zu kümmern und dafür zu sorgen, dass jeder in seiner 

Wohnung oder seinem Haus wohnen kann, so lange es eben geht. 

 

Der Verein ist offen für alle und soll selbstverständlich auch den zukünftigen Bewohnern 

des geplanten Bauvorhabens zugänglich sein.  

 

Dass hier Menschen mit unterschiedlichen (beruflichen) Hintergründen und auch aus grö-

ßerer Entfernung eingebunden sind, ist gewünscht und spricht nicht gegen die Gemein-

nützigkeit.  
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Im Übrigen ist der Verein für das vorliegende Bebauungsplanverfahren nicht abwägungs-

relevant. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 

 
 

Abwägung: 

Bezüglich des Konzepts des Vorhabenträgers wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 

8 verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

Der Vorhabenträger plant, die Grundstücke an Interessenten mit Bauverpflichtung zu über-

lassen. Zum Unterhalt der gemeinsam genutzten Infrastruktur soll eine Gesellschaft ge-

gründet werden, der alle Anlieger und Grundstücksnutzer angehören.  

 

Ein Pflegebetrieb/eine Pflegestation ist nicht vorgesehen. Der Investor plant auch keine 

kommerziellen Dienstleistungen in diesem Bereich. Die Zielgruppe sind auch nicht pflege-

bedürftige Menschen, sondern Senioren im Übergang vom Berufsleben zum sogenannten 

3. Lebensabschnitt. Die geäußerten Befürchtungen sind unbegründet.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Der Stadtrat hat mit seinem Aufstellungsbeschluss zum Ausdruck gebracht, dass er das 

Vorhaben – sofern im weiteren Verfahren die unterschiedlichen Belange und Kritikpunkte 

sorgfältig geprüft und beachtet werden – grundsätzlich unterstützt.  

 

Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Martinsheim/Ernteweg“ basiert nicht auf 

falschen Annahmen. Der Vorwurf, der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans ist 

unter falschen Annahmen erfolgt, wird nicht geteilt.  

 

Beschlussvorschlag 24: 

Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Martinsheim/Ernteweg“ ist nicht unter 

falschen Annahmen zustande gekommen und weiterhin gültig. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 

 
 

 
   

 

 

 
 

Abwägung: 

Zum gewählten Bebauungsplanverfahren wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 3 

oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Zum Thema der Waldrodung wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 2 oben verwiesen.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Umgang mit oberflächlich abfließendem Regenwasser wird auf die Ausführungen 

unter 1., Ziffer 4 oben verwiesen.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Abwägung: 

Es wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 2 oben verwiesen. Der Rodung an dieser 

Stelle steht eine Aufforstung in gleichem Umfang an anderer Stelle gegenüber. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Es wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 5 oben verwiesen.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Es ist eine dauerhafte Waldumwandlung in Bauland (Rodung) im Umfang von 0,95 ha 

vorgesehen. Gemäß Landeswaldgesetz werden dafür an anderer Stelle im Naturraum (d.h. 

in der Region) landwirtschaftlich genutzte Flächen oder Brachflächen in Wald umgewan-

delt (aufgeforstet). Die Bilanz aus Rodung und Aufforstung wird ausgeglichen sein.  

Auf Gemarkung der Stadt Mendig stehen insgesamt 451 ha Wald. Es ist nicht zu erwarten, 

dass die dauerhafte Umwandlung von (weniger als) 1 ha Wald am Ortsrand von Mendig 

zu einer besonderen Verschärfung in Mendig führen wird, auch nicht unter sich ändernden 

Klimaverhältnissen. Zum Umgang mit Außengebietswasser und Regenwasser wird auf die 

Ausführungen unter 1., Ziffer 4 oben verwiesen.  

 

Beschlussvorschlag 25: 

Die Erstellung eines Gutachtens zur Auswirkung der Entwaldung unter sich ändernden 

Klimabedingungen wird als entbehrlich angesehen. Die Forderung wird zurückgewiesen. 

 

Beratungsergebnis: 

 

Ein- 

Stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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Abwägung: 

Zum Umgang mit Schmutzwasser wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 4 oben ver-

wiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Gestaltung der Straßen ist dem Vorhabenträger überlassen. Im Sinne einer geringen 

Versiegelung und einer hohen Versickerung ist vorgesehen, die Straßen lediglich in 3,5 m 

Breite auszubauen und mit Ausweichbuchten für den Begegnungsverkehr zu arbeiten. Der 

Straßenbelag soll weitgehend wassergebunden ausgestaltet und nur in den steilen Berei-

chen bituminös befestigt werden. 
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Eine Wendestelle für LKW soll auch großen Bau- und Müllfahrzeugen das Wenden in 3 

Zügen im Baugebiet ermöglichen.  

 

Damit dürften viele Befürchtungen nicht zutreffen. Details der Ausgestaltung des Stra-

ßenraums sind im Bebauungsplan nicht abwägungsrelevant.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Planungen sind den Werken bekannt. Sie werden als Träger öffentlicher Belange auch 

formal eingebunden. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Es wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 6 verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Üblicherweise konkretisieren sich die Planungen im Laufe eines (Bebauungsplan-) Verfah-

rens. Mit Beginn des Verfahrens bestanden für das geplante Vorhaben erste Überlegungen 

im Rahmen einer Machbarkeitsstudie. Für die Einleitung des frühzeitigen Verfahrens waren 

die Unterlagen damit hinreichend genau.  

 

Der Vorhabenträger hat über sein Vorhaben im Rahmen eines „Tages der Offenen Tür“ 

informiert und öffentlich dazu eingeladen. Jeder hatte Gelegenheit, sich über die Planun-

gen zu informieren und sich das Plangebiet anzusehen. 



Seite 85, Aufstellung des Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ Stadt Mendig, 

Würdigung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem Verfahrensschritt 

gemäß § 3 (1) BauGB, September 2018 

 

 

 

Zum nächsten Verfahren gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB werden die dann konkreten 

Planungen mit allen erforderlichen Unterlagen veröffentlicht und auch auf der Homepage 

der Verbandsgemeinde zu finden sein. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Anregung betrifft das Bebauungsplan-Verfahren „Verlängerung Eichenweg“.  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Es wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 7 verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Das Vorhaben ergänzt das Angebot in Mendig um eine in dieser Konzeption bisher nicht 

vorhandene Wohnform und trägt so zu einer weiteren Steigerung der Attraktivität der 

Stadt bei.  
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Das Bebauungsplanverfahren wird nach den Gesetzen des BauGB und in üblicher Vorge-

hensweise durchgeführt. Besondere Förderungen sind damit nicht verbunden. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Gesetze gelten für alle gleichermaßen.  

Nach § 35 BauGB sind Bauten im Außenbereich den privilegierten Vorhaben vorbehalten. 

Hütten und Zäune gehören nicht dazu, Bienenstände in erforderlichem Umfang aber sehr 

wohl. Für die Entwicklung des geplanten Vorhabens gelten §§ 2-4 sowie 8-13 BauGB. 

„Zugeständnisse“ werden nicht gemacht. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Bezüglich der befürchteten Kosten wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 7 verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Der Stadtrat befasst sich in weiteren Sitzungen mit den (konkretisierten) Planungen. Inso-

fern wird dem Wunsch stattgegeben. 

Die weitere Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 32. 

 

Es wird wie folgt Stellung genommen: 

 

 
 

Abwägung: 

Bezüglich der geplanten Waldrodung und befürchteter Hangbewegungen wird auf die Aus-

führungen unter 1., Ziffern 2 und 5 verwiesen. 

 

Bezüglich des befürchteten Wertverlusts von Immobilien wird auf die Ausführungen unter 

4., Ziffer 4 verwiesen. 

 

Bezüglich der persönlichen Lebenssituation wird auf die Ausführungen zu Wohnqualität 

unter 4., Ziffer 3 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.  
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Abwägung: 

Bezüglich des geplanten Regenrückhalts wird auf die Ausführungen unter 4 und 5 verwie-

sen. 

 

Bezüglich der Zweifel an der Zielgruppe des Vorhabens wird auf die Ausführungen unter 

1., Ziffer 8 verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.  
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Stellungnahme 33. 

 

Die Stellungnahme 33 ist in den Punkten 1-7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit 

der unter 1. und 2. oben. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 

 
Abwägung: 

Es wird auf die Ausführungen unter 21. verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.  
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Stellungnahme 34.  

 

Es wird wie folgt Stellung genommen: 

 

 
 

Abwägung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Sie sind im vorliegenden Bebauungsplan nicht abwägungsrelevant. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

Der Anhang ist in den Punkten 1-7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit der unter 1. 

oben. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Es wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 4 verwiesen. 

 

Ein (erneuter) Beschluss ist nicht erforderlich.  
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Abwägung: 

Die Anregungen für zukünftige Bauarbeiten werden zur Kenntnis genommen. 

Sie sind im vorliegenden Bebauungsplanverfahren nicht abwägungsrelevant. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 35. 

 

Es wird wie folgt Stellung genommen: 

 

 
 

Abwägung: 

Es wird auf die Ausführungen oben unter 1., Ziffer 6 verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme 36. 

 

Die Stellungnahme 36 ist in den Punkten 1-4 sowie 6 bis 8 wortwörtlich oder inhaltlich 

identisch mit der unter 1. oben. Es wird auf die dortigen Ausführungen verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Die Hinweise zu den Schwierigkeiten bei Starkregen im Baugebiet „Am Sonnenhang“ wer-

den zur Kenntnis genommen. Es wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 4 oben ver-

wiesen. 

 

Bezüglich des Wunsches nach mehr Information wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 

1 oben verwiesen. 

 

Hinsichtlich der Bereitstellung von Unterlagen im Internet wird für den anstehenden Of-

fenlage-Prozess eine Bereitstellung auf den Internetseiten der Verbandsgemeinde zuge-

sagt. Dort werden dann für die Zeit der Offenlage alle erforderlichen Dokumente hinterlegt. 

Über den Zeitpunkt der Offenlage erfolgt eine öffentliche Bekanntmachung. 

 

Bezüglich der Einspruchsfristen wird auf die Ausführungen unter 21. oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.  



Seite 94, Aufstellung des Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ Stadt Mendig, 

Würdigung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem Verfahrensschritt 

gemäß § 3 (1) BauGB, September 2018 

 

 

 

Stellungnahme 37. 

 

Die Stellungnahme 37 ist in den Punkten 1-6 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit 

der unter 1., Ziffern 1-7 oben. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Thema der Abwägung der unterschiedlichen Interessen siehe oben unter 1., Ziffer 1. 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 



Seite 95, Aufstellung des Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ Stadt Mendig, 

Würdigung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem Verfahrensschritt 

gemäß § 3 (1) BauGB, September 2018 

 

 

 

Stellungnahme 38. 

Stellungnahme 39. 

 

Die gleichlautenden Stellungnahmen 38 und 39 sind in den Punkten 1-7 wortwörtlich oder 

inhaltlich identisch mit der unter 1. oben. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Thema alternative Bauflächen siehe unter 2. Ziffer 4 und unter 5. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.  

 



Seite 96, Aufstellung des Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ Stadt Mendig, 

Würdigung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem Verfahrensschritt 

gemäß § 3 (1) BauGB, September 2018 

 

 

 

Stellungnahme 40. 

 

Die Stellungnahme 40 ist in den Punkten 1-7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit 

der unter 1. oben. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Thema alternative Bauflächen siehe unter 2. Ziffer 4 und unter 5. 

 

Zur vermuteten Entwicklung des Vorhabens wird auf die Ausführungen unter 1., Ziffer 8 

oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
Abwägung: 

Zum Thema Naherholung wird auf die Ausführungen unter 2. oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Thema Wohnqualität wird auf die Ausführungen unter 1. Ziffer 6, sowie 4. Ziffer 4 

oben verwiesen. Die Thematik von Baulärm ist im Rahmen von baulichen Maßnahmen 

unvermeidbar und entsprechend im gesetzlichen Rahmen zu dulden. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 



Seite 97, Aufstellung des Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ Stadt Mendig, 

Würdigung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem Verfahrensschritt 

gemäß § 3 (1) BauGB, September 2018 

 

 

 

Stellungnahme 41. 

 

Die Stellungnahme 41 ist in den Punkten 1-7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit 

der unter 1. oben. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 

 
 

Abwägung: 

Zum Thema des Stadtratsbeschlusses auf vermutet falscher Grundlage wird auf die Aus-

führungen unter 31., Ziffer 1 oben verwiesen. 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 



Seite 98, Aufstellung des Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ Stadt Mendig, 

Würdigung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem Verfahrensschritt 

gemäß § 3 (1) BauGB, September 2018 

 

 

 

Stellungnahme 42. 

 

Die Stellungnahme 42 ist in den Punkten 1-7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit 

der unter 1. oben. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 4.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 



Seite 99, Aufstellung des Bebauungsplans „Martinsheim/Ernteweg“ Stadt Mendig, 

Würdigung der eingegangenen Stellungnahmen aus dem Verfahrensschritt 

gemäß § 3 (1) BauGB, September 2018 

 

 

 

Stellungnahme 43. 

 

Die Stellungnahme 43 ist in den Punkten 1-7 wortwörtlich oder inhaltlich identisch mit 

der unter 1. oben. 

Ein erneuter Beschluss ist hier nicht erforderlich.  

 

 
 

Abwägung: 

Siehe hierzu unter 1., Ziffer 4.  

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

 

 


